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Gute Klimapolitik statt CO2-Gesetz
REINER EICHENBERGER

Unsere Politik ist krank. Sie leidet 
an falschem Kreativismus. Die 
Probleme werden nicht kreativ 

gelöst, sondern nur kreativ dargestellt und 
für Umverteilungs-, Subventions- und Re-
gulierungsanliegen missbraucht. Ein typi-
sches Beispiel ist das CO2-Gesetz. Die Po-
litik will die Erderwärmung auf 1,5 Grad 
über dem vorindustriellen Niveau be-
grenzen. Das ist völlig unrealistisch. Die 
Erwärmung ist weltweit schon 1 Grad, 
und in der Schweiz 2 Grad. So schreibt der 
Bundesrat, der Klimawandel treffe die 
Schweiz besonders hart.

Trotzdem wünschen sich nur 
wenige die Temperaturen von 
1850 zurück. Der Bundesrat 
rechtfertigt das Ziel damit, dass 
er das Pariser Abkommen mit 
188 Ländern unterzeichnet hat. 
Doch die meisten dieser Regie-
rungen sind nicht bekannt für 
volksnahe und umweltbewusste Politik. 
Deshalb erstaunt es, dass ihr Entscheid 
das Weltwohl repräsentieren soll. Viel-
mehr gilt: Unrealistische Ziele bringen 
den Regierungen Macht über ihre Bürger.

Das CO2-Gesetz setzt nur vordergrün-
dig auf Kostenwahrheit. In Wahrheit 
bringt es höhere Abgaben und Einschrän-
kungen für die Normalbürger und Aus-
nahmen sowie Subventionen für gut or-
ganisierte Interessengruppen. Ein kleine-
rer Teil des Abgabenaufkommens soll an 
die Bevölkerung zurückverteilt werden. 
Die vorgesehene Rückverteilung pro Kopf 
zielt auf Stimmenkauf, ist aber volkswirt-
schaftlich schädlich. CO2 entsteht bei Ar-
beit und Konsum, zwei Spiegelbildern 
von Leistung. CO2-Abgaben sind deshalb 
eine Zusatzbelastung von Leistung.

Deshalb sollte ihr Aufkommen zur 
Senkung anderer leistungsabhängiger, 
aber nicht CO2-spezifischer Steuern ein-

gesetzt werden. Ansonsten schädigen 
CO2-Abgaben die Standortqualität und so 
alle Einwohner. Tatsächlich ist richtige 
Klimapolitik ganz einfach. Alle Emissio-
nen von Treibhausgasen müssen besteu-
ert werden, laut Schätzungen des Nobel-
preisträgers William Nordhaus und des 
IWF idealerweise mit heute 40 und bis 
2030 mit 70 Franken pro Tonne CO2. Das 
brächte bei den heutigen rund 46 Millio-
nen Tonnen in der Schweiz gut 1,8 Milliar-
den Franken Einnahmen. Im Gegenzug 
sollten die Mehrwertsteuer um 0,6 Pro-
zent gesenkt und ein Grossteil der Regu-
lierungen zu Energieverbrauch aufgeho-
ben werden. Denn wenn der CO2-Preis 

stimmt, haben alle Handlungs-
träger die richtigen Anreize, spar-
sam mit der Energie umzugehen 
und neue Technologien zu ent-
wickeln.

Das grosse Problem ist, diese 
einfache, billige und wirksame 
Politik umzusetzen. Denn über-

all behaupten Lobbys auf der Jagd nach 
Steuerausnahmen und Subventionen, die 
einfache Politik würde die Wirtschaft 
überlasten. Das ist natürlich Unsinn. Ent-
sprechend wäre es die grosse klimapoliti-
sche Aufgabe der Schweiz, die vorbildli-
che Politik umzusetzen und so allen zu 
zeigen, wie und dass sie funktioniert. 
Dann würden bald viele Länder diese 
vernünftige Politik übernehmen. Deshalb 
empfehle ich allen Klima- und Men-
schenfreunden, das CO2-Gesetz abzuleh-
nen und für eine vernünftige Klimapolitik 
einzustehen.
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